

Hinweis zur wissenschaftlichen Einordnung

Dieses Buch untersucht eine gegenwärtige politische Partei. Es ist weder Wahlwerbung noch Verbotsgutachten. Tatsachenfeststellungen, Bewertungen von Behörden, gerichtliche Entscheidungen, Parteipositionen und wissenschaftliche Interpretationen werden voneinander unterschieden. Personen- und Gruppenbezeichnungen gelten geschlechtsübergreifend, soweit der Kontext nichts anderes verlangt.
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Einleitung: Gegenstand, Erkenntnisinteresse und Methode

Fragestellung und Relevanz

Die Alternative für Deutschland ist innerhalb von wenig mehr als einem Jahrzehnt von einer eurokritischen Neugründung zu einer bundesweit verankerten Oppositionspartei und zur zweitstärksten Kraft des 21. Deutschen Bundestages geworden. Diese Entwicklung verändert nicht nur Mehrheitsarithmetik und Koalitionsbildung. Sie wirkt auf Themenwettbewerb, parlamentarische Verfahren, politische Sprache, föderale Beziehungen und auf die Selbstbeschreibung der Bundesrepublik als wehrhafte, pluralistische Demokratie. Parteien sind dabei weder bloße Wahlvereine noch staatliche Organe; sie vermitteln zwischen Gesellschaft und Staat und genießen deshalb einen besonderen verfassungsrechtlichen Status.1

Das Buch fragt, welche Stellung die AfD im politischen Gefüge der Bundesrepublik einnimmt, durch welche Konfliktlinien ihr Aufstieg begünstigt wurde, wie ihre Programmatik einzuordnen ist und welche institutionellen Folgen sich daraus ergeben. „Politisches Gefüge“ bezeichnet das Zusammenwirken von Parteienwettbewerb, Parlament, Regierung, Föderalismus, Verbänden, Medien, Gerichten und politischer Kultur. Die Analyse vermeidet zwei Verkürzungen: Sie reduziert die AfD weder auf Protestwahl noch erklärt sie jede ihrer Positionen aus einem einheitlichen ideologischen Kern.

Begriffe und analytischer Rahmen

Für die Positionsbestimmung werden drei Begriffe auseinandergehalten. Populismus bezeichnet eine dünne Ideologie, welche ein als homogen vorgestelltes Volk einer als korrupt beschriebenen Elite gegenüberstellt. Radikale Rechte verbindet Nativismus, Autoritarismus und Populismus, ohne notwendig jede demokratische Verfahrensregel abzulehnen.2 Rechtsextremismus richtet sich demgegenüber gegen tragende Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Diese Kategorien sind analytische Instrumente; ihre Anwendung auf Organisationen oder Aussagen bedarf jeweils nachvollziehbarer Kriterien.

Parteien werden zudem relational untersucht. Ob eine Partei „systemrelevant“ wird, hängt nicht allein von Stimmenanteilen ab, sondern davon, wie sie Koalitionsoptionen, Agenden, Vetopositionen und die Strategien der Wettbewerber verändert. Sartoris Konzept der relevanten Partei fragt deshalb sowohl nach Koalitions- als auch nach Erpressungsbeziehungsweise Wettbewerbspotenzial.3

Quellen, Methode und Grenzen

Die Untersuchung kombiniert qualitative Programmanalyse, Wahl- und Regionaldaten, institutionelle Dokumente, Rechtsprechung und den Forschungsstand. Parteiprogramme werden als autorisierte Selbstbeschreibung gelesen, nicht als unmittelbarer Beweis späterer Regierungspraxis. Behördenberichte und Gerichtsurteile werden nach ihrem jeweiligen Beweismaßstab unterschieden. Umfragen dienen nur ergänzend, da Momentaufnahmen, Frageformulierung und Stichprobenfehler ihre Aussage begrenzen.

Der Quellenstand ist der 24. Juli 2026. Bei laufenden Verfahren wird der Verfahrensstand benannt. Normative Urteile werden von empirischen Feststellungen getrennt. Wo die Forschung konkurrierende Erklärungen bietet, werden Alternativen ausgewiesen statt Scheingenauigkeit zu erzeugen.



1 Vgl. Art. 21 Abs. 1 Grundgesetz (GG), abrufbar bei Gesetze im Internet, Stand: 24. Juli 2026.

2Cas Mudde: Populist Radical Right Parties in Europe, Cambridge 2007, S. 22-31.

3Giovanni Sartori: Parties and Party Systems. A Framework for Analysis, Cambridge 1976, S. 117-129.




1. Parteien und Demokratie in der Bundesrepublik

1.1. Die verfassungsrechtliche Sonderstellung der Parteien

Art. 21 GG weist Parteien eine Mitwirkungsfunktion bei der politischen Willensbildung zu und bindet ihre innere Ordnung an demokratische Grundsätze. Daraus entsteht ein Spannungsverhältnis: Parteien sind freie gesellschaftliche Vereinigungen, zugleich aber unverzichtbare Infrastruktur repräsentativer Demokratie. Chancengleichheit, Parteienfinanzierung und Rechenschaftspflichten sollen offenen Wettbewerb ermöglichen, ohne Parteien zu Staatsorganen zu machen.4

Die wehrhafte Demokratie setzt diesem Wettbewerb Grenzen. Ein Parteiverbot kann allein das Bundesverfassungsgericht aussprechen; politische Missbilligung, Radikalität oder Verfassungsfeindlichkeit einzelner Mitglieder genügen nicht automatisch. Die hohe Schwelle schützt die Offenheit des Systems und verhindert, dass Regierungsmehrheiten Konkurrenten administrativ ausschalten.

1.2. Das deutsche Parteiensystem im Wandel

Die alte Bundesrepublik war lange durch zwei große Volksparteien und eine kleinere liberale Scharnierpartei geprägt. Mit Grünen, PDS/Linke und später AfD entstand ein fragmentierteres System. Gesellschaftliche Pluralisierung, abnehmende Parteibindungen und neue Konfliktlinien schwächten die Konzentration. Die AfD ist daher Ursache und Symptom des Wandels zugleich.

Fragmentierung erhöht den Koordinationsbedarf. Wenn eine große Partei als Koalitionspartner ausgeschlossen wird, sinkt die Zahl rechnerisch und politisch möglicher Mehrheiten. Daraus können breitere Bündnisse, Minderheitsregierungen oder instabile Abgrenzungsstrategien folgen. Institutionell bleibt das System handlungsfähig; politisch steigen jedoch die Kosten der Mehrheitsbildung.

1.3. Repräsentation, Opposition und Legitimität

Opposition erfüllt Kontroll-, Kritik- und Alternativfunktionen. Ihre Legitimität hängt nicht davon ab, ob Regierungsparteien ihre Positionen teilen. Umgekehrt verleiht ein Wahlergebnis keiner Partei das Recht, Verfahrensregeln oder Grundrechte anderer zu relativieren. Demokratische Einbindung und verfassungsrechtliche Grenzziehung sind daher gleichzeitig zu denken.5

Für die AfD entsteht eine doppelte Rolle: Sie repräsentiert reale Interessen und Deutungen eines erheblichen Teils der Wählerschaft; zugleich werden Teile ihrer Sprache, ihres Personals und ihrer politischen Ziele als Angriff auf Gleichheit und pluralistische Zugehörigkeit kritisiert. Wissenschaftliche Analyse muss beide Ebenen sichtbar halten.



4Bundeswahlleiterin: Parteiunterlagen und Rechenschaftsberichte, Stand 2026.

5Deutscher Bundestag: CDU/CSU wird stärkste Fraktion im neuen Bundestag, 24. Februar 2025.




2. Entstehung und Entwicklung der AfD

2.1.Gründungskontext: Eurokrise und Repräsentationslücke

Die AfD wurde 2013 im Umfeld der europäischen Staatsschuldenkrise gegründet. Ihr anfängliches Profil verband Kritik an Rettungspolitik und Währungsunion mit ordoliberalen, nationalkonservativen und demokratiekritischen Motiven. Bei der Bundestagswahl 2013 verfehlte sie mit 4,7 Prozent knapp den Einzug, gewann jedoch bereits 2014 Mandate im Europäischen Parlament und in ostdeutschen Landtagen.6

Der frühe Erfolg beruhte auf einer wahrgenommenen Repräsentationslücke: Kritik an europäischen Haftungsmechanismen war in Teilen der Bevölkerung stärker als im parlamentarischen Angebot. Die Gründungsphase zeigt zugleich, wie rasch ein einzelnes Mobilisierungsthema mit umfassenderen Fragen nationaler Souveränität verbunden werden kann.7

2.2. Führungswechsel und programmatische Verschiebung

Die innerparteilichen Konflikte um Bernd Lucke, Frauke Petry und spätere Führungsgruppen waren mehr als Personalstreit. Sie verschoben Macht zugunsten nationalkonservativer und völkisch-nationalistischer Strömungen. Die Migrationsbewegungen 2015/16 wurden zum entscheidenden Mobilisierungsschub. Aus einer eurokritischen Partei entwickelte sich eine Partei, deren Profil vor allem durch Migration, nationale Identität, Islam, innere Sicherheit und Kritik an kultureller Liberalisierung geprägt ist.8

Diese Entwicklung verlief nicht linear. Wirtschaftsliberale, sozialpatriotische, nationalkonservative und radikalere Milieus bestehen nebeneinander. Die strategische Offenheit ermöglicht unterschiedliche regionale Angebote, erzeugt aber Konflikte über Regierungsfähigkeit, Abgrenzung und Rhetorik.

2.3. Institutionalisierung seit 2017

2017 zog die AfD erstmals in den Bundestag ein. 2021 blieb sie trotz Verlusten vertreten; 2025 verdoppelte sie ihren Zweitstimmenanteil nahezu und wurde zweitstärkste Kraft. Institutionalisierung zeigt sich an Fraktionen, Mitarbeiterapparaten, Stiftungs- und Vorfeldstrukturen sowie einer dauerhaften kommunalen und regionalen Präsenz.

Institutionalisierung bedeutet nicht Mäßigung. Parteien k
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